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Wir leben in einer Welt, die sich immer schneller verändert und in der sich viele wichtige Partner und 
Verbündete, welche die europäischen Werte teilen, zurückziehen. In dieser Situation müssen das nächste 
Europäische Parlament und die nächste Kommission die Gelegenheit nutzen und eine globale Führungsrolle 
dabei übernehmen, die extreme Armut zu beenden und die nachhaltigen Entwicklungsziele (Sustainable 
Development Goals – SDGs) zu erreichen. Damit kann die EU Leben retten und eine erfolgreiche und faire 
Zukunft nicht nur für die europäischen Bürger*innen, sondern für Milliarden weitere Menschen auf der 
ganzen Welt sicherstellen.

Im Folgenden wird beschrieben, wie die Kandidat*innen für die Europawahl 2019 sowohl die Ziele aus 
dem ONE Vote Versprechen erreichen als auch sicherstellen können, dass die EU ihren internationalen 
Verpflichtungen in den kommenden fünf Jahren nachkommt. Dies beinhaltet auch die Verabschiedung 
des mehrjährigen Finanzrahmens von 2021-2027, der entscheidend dafür ist, ob die SDGs erreicht werden.

UNSERE PRIORITÄTEN 
FÜR DIE NÄCHSTEN 
5 JAHRE
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WAS DAS NÄCHSTE EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DIE NÄCHSTE 
KOMMISSION PRIORISIEREN MÜSSEN

Internationale Verpflichtungen erfüllen und die Führungsrolle der EU beim Kampf gegen extreme  
Armut aufrechterhalten.

Die 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung, die von allen 193 UN-Mitgliedsstaaten unterzeichnet wurden, 
beinhalten ehrgeizige Zielvorgaben. Eines dieser Ziele ist die Beendigung extremer Armut bis 2030. Die 
kommende Legislaturperiode wird darüber entscheiden, ob Europa seine Vorreiterrolle für die SDGs und 
im globalen Kampf gegen extreme Armut beibehält.

Wir sind davon überzeugt, dass wir diesen Kampf mit politischem Willen und den richtigen Investitionen 
gewinnen können. Wir haben erlebt, wie die Anzahl der Menschen, die von weniger als 1,90 Dollar am Tag 
leben müssen, seit 1990 von 35,9 Prozent auf 10 Prozent gesunken ist.1 Beunruhigend ist jedoch, dass 
sich das Tempo bei der Armutsbekämpfung seit der Verabschiedung der Nachhaltigen Entwicklungsziele 
im Jahr 2015 verlangsamt hat und sich bis 2030 voraussichtlich noch weiter verlangsamen wird. Dem 
Overseas Development Institute (ODI) zufolge ist die Gefahr, Armut bis 2030 nicht beenden zu können, 
insbesondere in 30 Ländern besonders groß. 48 Ländern fehlen die notwendigen Ressourcen, um eine 
grundlegende Gesundheitsversorgung, Bildung und soziale Sicherung zu finanzieren.2 Dies  gefährdet 
den Erfolg der Agenda für nachhaltige Entwicklung bis 2030 ernsthaft - Prognosen gehen davon aus, 
dass die globale Armutsquote nur auf 6 Prozent anstatt der anvisierten 3 Prozent sinken wird.3

 » ODA-Leistungen erhöhen, um sicherzustellen, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten 
ihre gemeinsame Verpflichtung erfüllen, 0,7 Prozent ihrer Wirtschaftsleistung für die 
Entwicklungszusammenarbeit bereitzustellen. 

Ob wir es schaffen, extreme Armut zu beenden, hängt auch davon ab, ob die Geberländer 
ihre historische Verpflichtung erfüllen, 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens (BNE) für 
Entwicklungszusammenarbeit (Official Development Aid – ODA) bereitzustellen.4 Nur vier EU-
Mitgliedstaaten erreichen derzeit dieses Ziel.5 Die EU selbst gibt nur 0,49 Prozent des kollektiven BNE 
für Entwicklung aus.  Der nächste Mehrjährige Finanzrahmen (MFR) der EU sollte dazu beitragen, die 
EU auf den Weg zu bringen, dieses Ziel bis 2030 zu erreichen. Wenn wie bisher 20 Prozent der Gesamt-
ODA der EU Mitgliedstaaten an die EU geht, muss die EU ihre ODA im nächsten MFR-Zeitraum (2021-
2027) auf 140 Milliarden EUR erhöhen und den derzeitigen Vorschlag der Kommission von 123 Milliarden 
EUR anpassen. Nur dann kann die EU das 0,7 Prozent-Ziel erreichen.

 » Neue Mechanismen, insbesondere einer europäischen Finanztransaktionssteuer, zur Finanzierung 
der EU-ODA einführen.

Mehrere europäische Länder verfügen bereits über eine nationale Finanztransaktionssteuer (FTS)6, 
ohne nachweisliche negative Auswirkungen auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit. Die 
Verhandlungen über eine europäische FTS laufen seit Jahren. Eine solche europaweite Steuer könnte 
die Einnahmen zwischen 17 und 60 Milliarden Euro7 pro Jahr steigern und somit mehr Mittel für die 
Entwicklungszusammenarbeit im nächsten MFR freisetzen, ohne die nationalen Haushalte zu belasten. 

Um die Umsetzung zu erleichtern, ist der wichtigste Schritt die schnellstmögliche Festlegung des Grundsatzes 
einer europäischen FTS für „internationale Solidarität“, entweder für alle EU-Mitgliedstaaten oder im Rahmen 
des Prozesses der „verstärkten Zusammenarbeit“ (der nur 9 teilnehmende Mitgliedstaaten erfordert).
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 » Sicherstellen, dass die Entwicklungspolitik der EU die Verminderung – und auf lange Sicht die 
Beseitigung – von Armut als primäres Ziel hat. 8

Um zu gewährleisten, dass EU Entwicklungszusammenarbeit wirksam ist und zur Verwirklichung der 
Agenda 2030 beiträgt, muss die EU die Mittel weiterhin auf die Beseitigung der Armut ausrichten und 
darf sie keinem anderen Politikbereich wie Migrationskontrolle oder Sicherheit unterwerfen. Nur, wenn 
sich Entwicklungszusammenarbeit auf die Beseitigung der Armut fokussiert, kann sie effektiv sein. Die 
EU muss daher auch alle negativen Konditionalitäten ablehnen.9

Sicherstellen, dass die Entwicklungsmittel dort ankommen, wo sie am dringendsten benötigt werden.

Um die Ziele für nachhaltige Entwicklung zu erreichen, wird nicht nur mehr, sondern auch zielgerichtete 
Entwicklungszusammenarbeit benötigt. Ein Grundprinzip der Agenda 2030 ist es, niemanden 
zurückzulassen („leave no one behind“). Deshalb muss die Entwicklungszusammenarbeit der EU dort 
ansetzen, wo der Bedarf am größten ist.10 Um dies zu bewerkstelligen, müssen die richtigen finanziellen 
Ziele gesetzt, aber auch effektive Kontrollmechanismen eingeführt werden. 

 » Gewährleisten, dass mindestens 85 Prozent der EU-Hilfe zur Gleichstellung der Geschlechter 
beitragen, von denen 20 Prozent Gleichberechtigung als primäres Ziel haben.11 

Nirgendwo auf der Welt herrscht Geschlechtergerechtigkeit. Und es ist auch nicht absehbar, dass 
irgendein Land die für Frauen und Mädchen wichtigsten Ziele für nachhaltige Entwicklung bald erreichen 
wird.12 Gleichzeitig können die Nachhaltigen Entwicklungsziele gar nicht erfüllt werden, ohne dass Frauen 
und Mädchen dieselben Rechte und Möglichkeiten wie Männer und Jungen haben.

Dabei würde die Überwindung der geschlechterspezifischen Unterschiede die Wirtschaft wesentlich 
ankurbeln, da jedes Jahr 160 Billionen Dollar an Humankapital durch geschlechtsspezifische Ungleichheiten 
verloren gehen. Dies entspricht etwa dem Doppelten des globalen Bruttoinlandsprodukts (BIP).13

Trotz dieser Argumente investiert die EU immer noch zu wenig in die Geschlechtergleichstellung. 
In den Jahren 2014 bis 2016 haben lediglich 24 Prozent der EU-Entwicklungszusammenarbeit zu 
Geschlechtergerechtigkeit beigetragen, und nur 7,7 Prozent hatten die Stärkung von Frauen und Mädchen 
als ein primäres Ziel.14 

 » 50 Prozent der europäischen Entwicklungsleistungen für die am wenigsten entwickelten Länder 
(Least Developed Countries, LDCs) und fragilen Staaten Afrikas bereitstellen.

Zwischen 2014 und 2016 gingen lediglich 25 Prozent der EU-Entwicklungsgelder an die am wenigsten 
entwickelten Länder (Least Developed Countries, LDCs) und fragilen Staaten Afrikas. Nach den derzeitigen 
Prognosen werden sich jedoch bis 2030 neun von zehn Menschen, die in extremer Armut leben, in Afrika 
südlich der Sahara befinden. Mehr als ein Viertel der Menschen in Afrika südlich der Sahara werden 
demnach in extremer Armut leben.15 Aus diesem Grund muss sich die EU als Ziel setzen, 50 Prozent der 
ODA-Mittel im kommenden MFR für die am wenigsten entwickelten Länder und fragilen Staaten in Afrika 
zu reservieren und dort umzusetzen.

Darüber hinaus sollte die EU dafür Sorge tragen, dass mindestens 50 Prozent der externen Finanzierung 
des Klimaschutzes für die am wenigsten entwickelten Länder, fragilen Staaten und die sogenannten 
„Small Island Developing States“ (SIDS) bereitgestellt werden. Es sind die ärmsten Bevölkerungsgruppen 
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dieser Länder und Regionen, die am stärksten von den Folgen des Klimawandels betroffen sind und die 
besondere Unterstützung benötigen, um sich an die Herausforderungen anzupassen.

 » 20 Prozent der EU-Entwicklungsmittel für die menschliche Entwicklung bereitstellen, wobei 
lebensrettende Sektoren wie Gesundheit und Bildung im Vordergrund stehen sollten.

Die OECD hat kürzlich herausgefunden, dass die EU nur 11 Prozent ihrer Entwicklungsmittel für die 
menschliche Entwicklung bereitgestellt hat, obwohl sie sich selbst verpflichtet hat, 20 Prozent für 
diesen Bereich bereitzustellen.16 Dementsprechend wurde nicht ausreichend in lebensrettende 
Sektoren wie Gesundheit (einschließlich Ernährung) und Bildung investiert, obwohl diese Sektoren 
maßgeblich dafür sind, katalytischen Wandel zu schaffen. Im nächsten MFR muss sich die EU erneut 
auf das 20 Prozent-Ziel für die menschliche Entwicklung als verbindliche Verpflichtung mit einer 
jährlichen Überprüfung festlegen.17

Eine neue und starke Partnerschaft mit Afrika aufbauen, von der die Menschen in beiden 
Kontinenten profitieren.

In Afrika findet gerade ein demografischer Wandel statt: Bis 2050 wird sich die afrikanische Bevölkerung 
verdoppelt haben. Dadurch werden dort zehnmal so viele junge Menschen leben wie Europa Einwohner*innen 
hat. Während Entwicklungszusammenarbeit das Fundament sein wird, muss die zukünftige Partnerschaft 
weit über die traditionelle Entwicklungshilfe hinausgehen, damit sowohl die Menschen in Europa als auch 
in Afrika davon profitieren. Dies sollte auch auf gegenseitigen Verpflichtungen beruhen. Die EU sollte der 
Partnerschaft mit Afrika zudem die angemessene politische Bedeutung und Kapazität einräumen, zum 
Beispiel durch die Ernennung eines Kommissars oder einer Kommissarin für Afrika.

 » Die Nutzung von Privatkapital im Interesse der Bevölkerung, zusätzlich zur 
Entwicklungszusammenarbeit unterstützen.

Gezielte Entwicklungsinvestitionen sind unerlässlich, um die Grundlage für eine neue, ausgewogene 
Partnerschaft zu schaffen. Darüber hinaus sollte die EU neben den traditionellen Entwicklungsgeldern 
auch weiterhin privates Kapital einsetzen. Um die gesetzten Entwicklungsziele erreichen zu können, muss 
jeder Mechanismus zur Mobilisierung privaten Kapitals, wie beispielsweise der Externe Investitionsplan 
(External Investment Plan, EIP) und seine Instrumente, transparent sein und regelmäßig kontrolliert werden. 
Am wichtigsten ist, dass die Mechanismen mit Schutzmaßnahmen ausgestattet sind, die sicherstellen, 
dass alle Investitionen soziale und ökologische Mindeststandards erfüllen und zur Bekämpfung von 
Korruption und Steuerhinterziehung beitragen. Es muss sichergestellt werden, dass das Privatkapital 
den Menschen in den am wenigsten entwickelten Ländern und fragilen Staaten zugutekommt. Darüber 
hinaus sollten diese Investitionen von Maßnahmen begleitet werden, welche die wirtschaftspolitische 
Steuerung verbessern, die Regulierungskapazitäten der lokalen Verwaltungen verbessern und den Ausbau 
von lokalen kleinen und mittleren Unternehmen (Small and Medium Enterprises, SME) unterstützen.

 » Sicherstellen, dass die EU ihren Beitrag dazu leistet, illegale Finanzströme einzudämmen.

Geschätzte 50 Milliarden Dollar verlassen Afrika jedes Jahr auf illegalen Kanälen, durch falsche 
Rechnungsstellung, Steuerhinterziehung und kriminelle Aktivitäten. Dieses Geld fließt oftmals in ein 
europäisches Land.18 Die Kommission der Afrikanischen Union und die Vereinten Nationen haben 
zum Beispiel berechnet, dass nach Deutschland 23,6 Prozent der illegalen Finanzströme aus dem 
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Kakaosektor der Elfenbeinküste und nach Spanien 22,5 Prozent des illegalen Finanzflüsse aus dem 
nigerianischen Ölsektor flossen. Aber gleichzeitig verliert auch die EU erheblich an Einnahmen, 
insbesondere durch Steuerhinterziehung und Steuerumgehung, mit Verlusten von schätzungsweise 
rund einer Billion Euro pro Jahr.19 Die EU kann mit zwei Schlüsselmaßnahmen eine Vorreiterrolle 
übernehmen: Sie sollte von Trusts verlangen, dass sie ihren wirtschaftlich berechtigten Eigentümer 
veröffentlichen, ähnlich wie bei Unternehmen, die bereits dazu verpflichtet sind. Trusts gehören heute 
zu den undurchsichtigsten Rechtsinstrumenten, die für alle Arten der Geldwäsche eingesetzt werden. 
Gleichzeitig sollte die EU von ihren multinationalen Unternehmen verlangen, dass sie relevanten Finanz- 
und Buchführungsinformationen nach Ländern aufgeschlüsselt veröffentlichen – für alle internationalen 
Tochtergesellschaften und alle Länder, in denen sie tätig sind, einschließlich aller Entwicklungsländer 
(englisch: public Country-by-Country Reporting).20

 » Entwicklung einer zukunftsorientierten Sicht auf Migration und menschliche Mobilität.

Heute beherbergen Entwicklungsländer 85 Prozent der weltweiten Geflüchteten.21 2017 lebten 31 
Prozent der weltweiten Geflüchteten in Afrika südlich der Sahara, während in Europa 14 Prozent lebten. 
Gleichzeitig hat sich gezeigt, dass (erzwungene und freiwillige) Migration sowohl für die Ziel- als 
auch Herkunftsländer wirtschaftliche Vorteile hat und in beiden Ländergruppen zu einem stärkeren 
Wirtschaftswachstum führt.22

Die EU sollte das Recht auf Asyl wahren und Entwicklungsländer, die eine große Zahl geflüchteter 
Menschen beherbergen, unterstützen. Gleichzeitig sollte die EU die Debatte über Migrationssteuerung 
ändern und eine umfassendere und angemessenere Vision verabschieden, die es uns ermöglicht, über 
kurzfristige Maßnahmen hinauszugehen und uns auf die Zukunft vorzubereiten. Ein paar einfache 
Maßnahmen können den Weg weisen: Die Migrationspolitik der EU sollte letztlich darauf abzielen, die 
Nachhaltigen Entwicklungsziele Nummer 10 und 16 bis 203023 zu erreichen, und sollte regelmäßig 
dahingehend überwacht werden. Alle externen Mittel, die für die Migration bereitgestellt werden, 
unabhängig davon, ob sie als ODA eingestuft werden oder nicht, sollten auf einer Bedarfsanalyse basieren, 
die veröffentlicht werden sollte.24 Die EU sollte Maßnahmen zur Unterstützung einer sicheren, geordneten 
und geregelten Migration einführen, wie beispielsweise ein erweitertes Erasmus-Programm und andere 
legale Migrationsprogramme, die eine nachhaltige Entwicklung unterstützen und gleichzeitig die eigenen 
Initiativen der AU für regionale Integration und interkontinentale Mobilität unterstützen.25
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